
7.4.2 Antragsverfahren 

 

§ 250 FamFG (vgl. § 646 alt) Antrag 
(1) Der Antrag muss enthalten: 
1. die Bezeichnung der Parteien, ihrer gesetzlichen Vertreter und der Verfahrensbevollmächtig-

ten; 
2. die Bezeichnung des Gerichts, bei dem der Antrag gestellt wird; 
3. die Angabe des Geburtsdatums des Kindes; 
4. die Angabe, ab welchem Zeitpunkt Unterhalt verlangt wird; 
5. für den Fall, dass Unterhalt für die Vergangenheit verlangt wird, die Angabe, wann die Vo-

raussetzungen des § 1613 Abs. 1 oder 2 Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eingetreten 
sind; 

6. die Angabe der Höhe des verlangten Unterhalts; 
7. die Angaben über Kindergeld und andere zu berücksichtigende Leistungen (§ 1612b oder 

§ 1612c des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 
8. die Erklärung, dass zwischen dem Kind und dem Antragsgegner ein Eltern-Kind-Verhältnis 

nach den §§ 1591 bis 1593 des Bürgerlichen Gesetzbuchs besteht; 
9. die Erklärung, dass das Kind nicht mit dem Antragsgegner in einem Haushalt lebt; 
10. die Angabe der Höhe des Kindeseinkommens; 
11. eine Erklärung darüber, ob der Anspruch aus eigenem, aus übergegangenem oder rückabge-

tretenem Recht geltend gemacht wird; 
12. die Erklärung, dass Unterhalt nicht für Zeiträume verlangt wird, für die das Kind Hilfe nach 

dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, 
Hilfe zur Erziehung oder Eingliederungshilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch, 
Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz oder Unterhalt nach § 1607 Abs. 2 oder 3 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs erhalten hat, oder, soweit Unterhalt aus übergegangenem 
Recht oder nach § 94 Abs. 4 Satz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, § 33 Abs. 2 Satz 
4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder § 7 Abs. 4 Satz 1 des Unterhaltsvorschussge-
setzes verlangt wird, die Erklärung, dass der beantragte Unterhalt die Leistung an oder für 
das Kind nicht übersteigt; 

13. die Erklärung, dass die Festsetzung im vereinfachten Verfahren nicht nach § 249 Abs. 2 aus-
geschlossen ist. 

 (2) Entspricht der Antrag nicht den in Absatz 1 und den in § 249 bezeichneten Voraussetzun-
gen, ist er zurückzuweisen. Vor der Zurückweisung ist der Antragsteller zu hören. Die Zu-
rückweisung ist nicht anfechtbar. 

 (3) Sind vereinfachte Verfahren anderer Kinder des Antragsgegners bei dem Gericht anhängig, 
hat es die Verfahren zum Zweck gleichzeitiger Entscheidung zu verbinden. 

 
Wird im vereinfachten Verfahren über den Unterhalt Minderjähriger der festzusetzende Un-
terhalt als gleichbleibender Monatsbetrag geltend gemacht, so ist im Antragsvordruck die 
Höhe des verlangten Unterhalts vor Abzug etwa zu berücksichtigender kindbezogener Leis-
tungen (z.B. des Kindergeldes) anzugeben2802. 
 
Entspricht der Antrag nicht den in Absatz 1 und den in § 249 bezeichneten Voraussetzungen, 
ist er gemäß § 250 Abs. 2 FamFG zurückzuweisen. Vor der Zurückweisung ist der Antragstel-
ler zu hören. Die Zurückweisung ist nicht anfechtbar2803; gegen die Entscheidung des Rechts-
pflegers ist aber nach § 11 RPflG die Erinnerung zulässig. 

 
2802 So OLG Dresden, 02.01.2015, 20 WF 1301/14, §§ 249, 250 I FamFG: Angabe kindbezogener Leistungen 

[m. Anm. d. Red.], FamRZ 2015, 951 
2803 Für den Fall einer Teilzurückweisung: vgl. BGH, 28.05.2008 - XII ZB 34/05, FamRZ 2008, 1428: 

Wird ein Antrag auf Unterhaltsfestsetzung im vereinfachten Verfahren teilweise zurückgewiesen, weil die 



 

Rechtspflegergesetz (RPflG) 
§ 11 Rechtsbehelfe 
(1) Gegen die Entscheidungen des Rechtspflegers ist das Rechtsmittel gegeben, das nach den 
allgemeinen verfahrensrechtlichen Vorschriften zulässig ist. 
(2) Kann gegen die Entscheidung nach den allgemeinen verfahrensrechtlichen Vorschriften ein 
Rechtsmittel nicht eingelegt werden, so findet die Erinnerung statt, die innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen einzulegen ist. Hat der Erinnerungsführer die Frist ohne sein Verschulden nicht 
eingehalten, ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren, wenn er 
die Erinnerung binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses einlegt und die Tat-
sachen, welche die Wiedereinsetzung begründen, glaubhaft macht. Ein Fehlen des Verschuldens 
wird vermutet, wenn eine Rechtsbehelfsbelehrung unterblieben oder fehlerhaft ist. Die Wieder-
einsetzung kann nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der versäumten Frist an gerechnet, 
nicht mehr beantragt werden. Der Rechtspfleger kann der Erinnerung abhelfen. Erinnerungen, 
denen er nicht abhilft, legt er dem Richter zur Entscheidung vor. Auf die Erinnerung sind im 
Übrigen die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die sofortige Beschwerde sinngemäß 
anzuwenden. 

 

7.4.2.1 Verfahren und Formulare 

§ 257 Besondere Verfahrensvorschriften 
In vereinfachten Verfahren können die Anträge und Erklärungen vor dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle abgegeben werden. Soweit Formulare eingeführt sind, werden diese ausgefüllt; 
der Urkundsbeamte vermerkt unter Angabe des Gerichts und des Datums, dass er den Antrag 
oder die Erklärung aufgenommen hat. 
 
§ 258 Sonderregelungen für maschinelle Bearbeitung 
(1) In vereinfachten Verfahren ist eine maschinelle Bearbeitung zulässig. § 690 Abs. 3 ZPO gilt 
entsprechend. 
(2) Bei maschineller Bearbeitung werden Beschlüsse, Verfügungen und Ausfertigungen mit 
dem Gerichtssiegel versehen; einer Unterschrift bedarf es nicht. 
 
§ 259 FamFG Formulare (vgl. § 659 ZPO alt) 
(1) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, zur Vereinfachung und Vereinheitli-
chung der Verfahren durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Formulare für 
die vereinfachten Verfahren einzuführen. Für Gerichte, die die Verfahren maschinell bearbeiten, 
und für Gerichte, die die Verfahren nicht maschinell bearbeiten, können unterschiedliche For-
mulare eingeführt werden. 
(2) Soweit nach Absatz 1 Formulare für Anträge und Erklärungen der Parteien eingeführt sind, 
müssen sich die Parteien ihrer bedienen.“ 

 
Mit Wirkung zum 01.01.2016 wurde durch die Verordnung zur Einführung von Vordrucken 
für das vereinfachte Verfahren über den Unterhalt minderjähriger Kinder (Kindesunterhalt-

 
Voraussetzungen der §§ 645 , 646 Abs. 1 ZPO insoweit fehlen, kann der Antragsteller unter den Vorausset-
zungen des § 652 ZPO gegen den erlassenen Festsetzungsbeschluss sofortige Beschwerde einlegen; § 646 
Abs. 2 Satz 3 ZPO steht der Statthaftigkeit der sofortigen Beschwerde bei einer Teilzurückweisung jedenfalls 
dann nicht entgegen, wenn ansonsten bei einer Aufsplitterung der Kompetenzen zur Entscheidung über ein 
Rechtsmittel des Antragstellers (Erinnerung) und des Antragsgegners (Beschwerde) in der gleichen Sache die 
Gefahr widersprüchlicher Entscheidungen besteht (Fortführung des Senatsbeschlusses vom 28. Mai 2008 - XII 
ZB 104/06 - zur Veröffentlichung bestimmt). 



Formularverordnung - KindUFV) ein verbindliches Formular geregelt, wenn das Kind selbst 
Antragsteller ist. 
 
Für Behörden2804 besteht keine Verpflichtung, einen bestimmten Vordruck verwenden. Die 
Unterhaltsvorschussstellen haben aber einen „praxisgerechten Vordruck“ mit dem BFinMin 
entwickelt, der sich auch für die Jobcenter empfiehlt. Das Jobcenter muss den Vordruck aller-
dings auf Ihre Belange hin ändern und insbesondere bei der Erklärung nach § 250 Abs. 1 
Nr. 12 darauf achten, dass von Sozialleistungen (und nicht von „Unterhalt i. S. d. § 2 UhVor-
schG“) die Rede ist. Die Erklärung muss bspw. lauten: „dass der beantragte Unterhalt die 
Leistung an oder für das Kind nicht übersteigt“. 
 

7.4.2.2 Antragsbefugnis 

 

 
2804 Vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 2 der Verordnung zur Einführung von Vordrucken für das vereinfachte Verfahren über 

den Unterhalt minderjähriger Kinder (Kindesunterhalt-Formularverordnung - KindUFV); vgl. OLG Köln – 
ZPO §§ 645, 648 II in FamRZ 2006, 431 zur Berechtigung der Unterhaltsvorschuss-Behörde 


